






 
 

 

 

 
Fragebogen zur Vernehmlassung: Beiträge des Bundes an die Olympischen 
und Paralympischen Winterspiele „Sion 2026“ 
 
Nachfolgend finden Sie einige Fragen zum Vernehmlassungsbericht Beiträge des 
Bundes an die Olympischen und Paralympischen Winterspiele „Sion 2026“. Wir bit-
ten Sie, die Fragen in jedem Fall zu beantworten, unabhängig davon, ob Sie eine 
ausführliche Stellungnahme verfassen – besten Dank! 
 

Persönliche Angaben 

Diese Angaben brauchen wir für die Bearbeitung des Fragebogens.  

Absender/in Kanton Obwalden 
Institution/Abteilung Volkswirtschaftsdepartement 
Kontaktperson für 
Rückfragen 

 

Strasse, Nummer St. Antonistrasse 4 
PLZ/Ort 6060 Sarnen 
E-Mail  
Telefon  
 
1) Wie stehen Sie grundsätzlich zur Durchführung Olympischer und Paralympischer Win-

terspiele in der Schweiz? 

Bemerkungen: 

Die Organisation Olympischer und Paralympischer Winterspiele ist auch aus Sicht des Regie-
rungsrats des Kantons Obwalden ein Projekt mit grosser internationaler Ausstrahlung. Winter-

spiele sind deshalb für den mit der Durchführung beauftragten Staat durchaus eine grosse 
Chance. Eine Teilnahme von Engelberg als Austragungsort an den Olympischen Winterspieler-
spielen 2026 ist für die Volkswirtschaft und den Tourismus in Engelberg, im Kanton Obwalden 

und in der Zentralschweiz positiv zu werten. Es gibt jedoch noch viele Unsicherheiten, wie die 
bisher nicht geklärten Sicherheitskosten, die – im Verhältnis zu vorherigen Durchführungsorten 
– sehr geringen Totalkosten, das Risiko einer Vergabe des IOC an eine andere Nation und die 

verschiedenen demokratischen Teilabstimmungen in den Austragungsorten und Kantonen, die 
teilweise noch gelöst werden müssen. 

 
2) Befürworten Sie die Kandidatur Sion 2026 zur Durchführung Olympischer und Paralym-

pischer Winterspiele in der Schweiz? 

 Ja 

 Nein 

X  Unter bestimmten Voraussetzungen (diese bitte beschreiben) 

Bemerkungen: 

Siehe Fragen 1 und 5 
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3) Befürworten Sie eine Beteiligung des Bundes an der Durchführung Olympischer und 
Paralympischer Winterspiele in der Schweiz? 

 Ja 

 Nein 

X  Unter bestimmten Voraussetzungen (diese bitte beschreiben) 

Bemerkungen: 

Obwalden beteiligt sich an den Kosten für die Kandidatur, dies jedoch nur unter dem Vorbehalt, 

dass die notwendigen Beiträge des Bundes, des Kantons Wallis und der Einwohnergemeinde 

Sitten genehmigt werden. Soweit das Bundesparlament den Beiträgen von etwas mehr als 

900 Millionen Franken an die Olympischen Winterspiele „Sion 2026“ zustimmt und die Winter-

spiele 2026 auch tatsächlich in der der Schweiz stattfinden, darf dies nicht dazu führen, dass 

übrige Bundesbeiträge an die Kantone gekürzt werden. Auch müssen Fragen zu den effektiven 

Kosten und zur Tragung eines allfälligen Defizits geklärt werden. 

 

4) Welche Chancen erkennen Sie als Folge der Olympischen und Paralympischen Winter-
spiele in Ihrem Bereich? 

 
 Positive Präsentation der Qualitäten der Schweiz und von Engelberg auf der Weltbühne 
 
 Förderung der Standortqualität in den Austragungsorten und der Schweiz 
 
 Fokus auf Nachhaltigkeit mit bestehender Infrastruktur und einem dezentralen Ansatz 
 
 Chance für Volkswirtschaft und Tourismus in der Schweiz, in Engelberg, Kanton Obwalden und 

Zentralschweiz 
 
 Aus sportlicher Sicht haben die Winterspiele eine Leuchtturmfunktion für den Jugend- und Brei-

tensport. Bei entsprechenden Begleitmassnahmen können sie das Sportverhalten der Schwei-
zer Bevölkerung positiv beeinflussen. 

 
 

5) Welche Risiken erkennen sie als Folge der Olympischen und Paralympischen Winterspie-
le in Ihrem Bereich? 

 
 Zuschlag des IOC an andere Nation und „Verlust“ der Kandidaturkosten 
 
 Gestaffeltes demokratisches Prozedere mit Teilabstimmungen anstatt einer Grundsatzabstim-

mung  
 
 Zusätzliche, ausserordentliche Kosten (insbesondere Sicherheitskosten) für die Kantone 
 
 Erhebliche Unsicherheit über die effektiven Kosten für Durchführung der Olympischen Spiele 
 
 Risiko, dass die Durchführungskantone ein allfälliges Defizit tragen müssen 




